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3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts NÃ¼rnberg vom
14.10.2003 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Zwischen den Beteiligten ist die Anerkennung und EntschÃ¤digung des Ereignisses
vom 22.06.1997 als Arbeitsunfall streitig.

Die 1954 geborene KlÃ¤gerin war als Krankenschwester im Krankenhaus N. , L. ,
beschÃ¤ftigt. Am 22.06.1997 holte sie gemeinsam mit ihrem Kollegen M. eine
schwergewichtige Patientin (115 kg) nach einem Vollbad aus der Badewanne. Nach
Angaben der KlÃ¤gerin geriet die Patientin ins Rutschen, der Kollege verlor das
Gleichgewicht und die KlÃ¤gerin musste â�� in die Knie gehend â�� die Patientin
und den Kollegen auffangen. Dabei verspÃ¼rte sie einen stechenden Schmerz
rÃ¼ckseitig in der LendenwirbelsÃ¤ule (Unfallanzeige des Krankenhauses N. vom
26.10.1998). Die KlÃ¤gerin bestÃ¤tigte in ihrer ErklÃ¤rung vom 02.05.1998 im
Wesentlichen diesen Unfallhergang. Ein eigentlicher Sturz ihrerseits sei aber nicht
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erfolgt. Sie habe nach dem Ereignis Schmerzen in der LWS gehabt und bis zum
Schichtende weitergearbeitet (Befragung durch Dipl.Med. W. anlÃ¤sslich der
Begutachtung am 04.01.2000).

Der Durchgangsarzt Dr.W. , bei dem sie sich am 08.07.1997 vorstellte, nahm als
Diagnose Bandscheibenprotrusion L 3/4 bis L 5/S 1 an und ging nicht von einem
Ã¤uÃ�eren Unfallereignis aus (Bericht vom 09.07.1997). Die KlÃ¤gerin, die ab
26.06.1997 arbeitsunfÃ¤hig erkrankt war, wurde am 21.08.1997 an der
Bandscheibe operiert (Hemilanektomie im Segment L 4/5 und L 5/S 1 links). Eine
erneute Operation erfolgte am 19.02.1998 (Revision der HÃ¶hen LW 4/5 und LW 5/S
1. Dabei fand sich in beiden Etagen jeweils ein erneuter Prolaps, der die
entsprechenden Wurzeln komprimierte. Diese wurden zusammen mit reichlich
verbliebenem degenerierten Bandscheibenmaterial aus dem Zwischenwirbelraum
entfernt (Arztbrief Prof. Dr.F. vom 27.03.1998).

Die Beklagte zog Arztberichte des OrthopÃ¤den Dr.B. vom 02.07.1997 / 08.06.1998,
der Neurochirurg. Klinik der UniversitÃ¤t E. vom 27.03.1998, des Krankenhauses M.
vom 23.09.1997, des Kreiskrankenhauses L. vom 05.01.1998, des Klinikums E. vom
09.04.1998 / 24.08.1998 und der Klinik B. Bad K. vom 06.04.1998 / 22.04.1999 zum
Verfahren bei. AnschlieÃ�end holte sie Gutachten des Nervenarztes Prof. Dr.G. vom
23.12.1999 und des Chirurgen Dipl.Med. W. vom 10.01.2000 ein. Prof. Dr.G. ging
von einer Nervenwurzelreizerscheinung S1 links bei Bandscheibenvorfall L5/S1 aus.
Ob der Bandscheibenvorfall aber wesentlich durch den Vorgang vom 22.06.1997
bewirkt worden sei, mÃ¼sse chirurgischerseits beurteilt werden. Dipl.Med. W.
konnte zwar eine BandscheibenvorwÃ¶lbung bei L3/4 sowie einen
Bandscheibenprolaps bei L4/5 und L5/S1 feststellen. Diese GesundheitsschÃ¤den
seien aber nicht wesentlich auf das Ereignis vom 22.06.1997, sondern auf
vorbestehende degenerative VerÃ¤nderungen zurÃ¼ckzufÃ¼hren. Durch das
Ereignis sei es hÃ¶chstens zu einer leichten Stauchung und Zerrung der LWS
gekommen, die aber keine BehandlungsbedÃ¼rftigkeit und ArbeitsunfÃ¤higkeit
bedinge.

Mit Bescheid vom 27.03.2000 lehnte die Beklagte eine EntschÃ¤digung des am
22.06.1997 aufgetretenen WirbelsÃ¤ulenschadens ab. Die Erkrankung sei nicht
Folge eines Arbeitsunfalles, sondern auf degenerative VerÃ¤nderungen der LWS
zurÃ¼ckzufÃ¼hren (bestÃ¤tigt durch Widerspruchsbescheid vom 28.07.2000).

Gegen diese Bescheide hat die KlÃ¤gerin Klage zum Sozialgericht NÃ¼rnberg (SG)
erhoben und beantragt, den Vorgang vom 22.06.1997 als Arbeitsunfall
anzuerkennen und wegen des Bandscheibenschadens Rente zu gewÃ¤hren. Sie hat
vorgetragen, dass sie beim Heben der schwergewichtigen Patientin selbst nur
Ã¼ber ein KÃ¶rpergewicht von ca. 49 kg verfÃ¼gt habe. Die Patientin habe sie
auch beim Ausrutschen zu Boden gerissen.

Das SG hat am 24.07.2003 die frÃ¼here Patientin H. (H.) und am 14.10.2003 den
Krankenpfleger M. (M.) als Zeugen einvernommen. H. hat ausgefÃ¼hrt, dass sowohl
die KlÃ¤gerin als auch M. sie aus der Badewanne heraus direkt in einen Rollstuhl
gezogen und gesetzt haben. Ob dabei von einem der beiden ein Schmerz
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geÃ¤uÃ�ert worden sei, kÃ¶nne sie nicht mehr angeben. Sie habe bei diesem
Vorgang auch niemanden verletzt oder berÃ¼hrt, insbesondere sei sie nicht auf den
Pfleger oder auf die Krankenschwester gefallen. Der Zeuge M. gab an, dass weder
er noch die Patientin auf die KlÃ¤gerin gestÃ¼rzt seien. Er habe auch nicht
beobachtet, dass diese selbst gestÃ¼rzt sei. Sie habe aber in dem Moment, als die
Patientin herausgezogen wurde, einen Schmerz geÃ¤uÃ�ert, jedoch ihre Arbeit
gemeinsam mit ihm fortgesetzt. Die SchmerzÃ¤uÃ�erung sei seiner Erinnerung
nach erfolgt, als die Patientin wieder im Stuhl gesessen ist.

Das SG hat am 11.04.2001 / 12.04.2002 ein Gutachten des OrthopÃ¤den Prof. Dr.L.
eingeholt. Dieser sah keinen Zusammenhang zwischen den BandscheibenschÃ¤den
der KlÃ¤gerin und dem Ereignis vom 22.06.1997. Dieses sei ungeeignet gewesen,
eine BandscheibenschÃ¤digung hervorzurufen.

In dem nach Â§ 109 Sozialgerichtsgesetz (SGG) eingeholten Gutachten vom
08.11.2001 / 29.08.2002 hat der Neurochirurg Dr.N. einen Ursachenzusammenhang
zwischen dem Ereignis vom 22.06.1997 und der durch die BandscheibenvorfÃ¤llle
geschilderten Beschwerdesymptomatik angenommen. Er ist dabei von einem
Ausrutschen der Patientin und einem Gleichgewichtsverlust des Pflegers
ausgegangen. Beide hÃ¤tten von der KlÃ¤gerin aufgefangen werden mÃ¼ssen. Die
Beklagte hat erwidert, es sei unklar, von welchen Verletzungen Dr.N. ausgehe.
Zudem seien isolierte BandscheibenvorfÃ¤lle ohne Begleitverletzungen nur selten
traumatisch bedingt.

Nach Beiziehung eines Befundberichts des Dr.B. vom 26.03.2003 hat das SG mit
Urteil vom 14.10.2003 die Klage abgewiesen. Es hat ausgefÃ¼hrt, dass kein auf den
KÃ¶rper einwirkendes Ã¤uÃ�eres Ereignis vorgelegen habe. Die Aussagen der
KlÃ¤gerin seien als unglaubwÃ¼rdig einzustufen.

Gegen dieses Urteil hat die KlÃ¤gerin Berufung eingelegt und vorgetragen, die
Patientin sei auf sie gestÃ¼rzt und habe sie zu Boden gerissen. AnschlieÃ�end sei
sofort ein heftiger Stechschmerz im Kreuz aufgetreten. Infolge dieses Ereignisses
seien mehrere BandscheibenvorfÃ¤lle im Bereich der unteren LWS diagnostiziert
worden.

Der Senat hat die Verwaltungsakte der KlÃ¤gerin Ã¼ber eine Berufskrankheit Nr
2108 der Berufsgenossenschaft (BG) fÃ¼r Gesundheitsdienste und
Wohlfahrtspflege, die Schwerbehindertenakten des Versorgungsamtes N. , die
Ã¤rztlichen Unterlagen des Dr.B. , einen Befundbericht des Neurochirurgen Dr.S.
vom 19.05.2004 sowie die einschlÃ¤gigen RÃ¶ntgen- und CT-Aufnahmen zum
Verfahren beigezogen. AuÃ�erdem hat er die medizinischen Unterlagen der
D.-Versicherung beigezogen, insbesondere Gutachten des OrthopÃ¤den Prof. Dr.C.
vom 02.05.2002 und des Neurochirurgen Prof. Dr.F. vom 20.03.2001.

AnschlieÃ�end hat der OrthopÃ¤de Prof. Dr.S. am 23.07.2004 ein Gutachten
erstellt, bei dem er kein Unfallereignis rekonstruieren konnte. Durch das Ereignis
vom 22.06.1997 sei mit Wahrscheinlichkeit kein Bandscheibenvorfall an der LWS
verursacht bzw. verschlimmert worden. Allenfalls kÃ¶nnte eine Stauchung der LWS
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als Unfallfolge attestiert werden.

Die KlÃ¤gerin beantragt, den Beklagten unter Aufhebung des Urteils des SG
NÃ¼rnberg vom 14.10.2003 und des Bescheides vom 27.03.2000 in der Fassung
des Widerspruchsbescheides vom 28.07.2000 zu verurteilen, das Ereignis vom
22.06.1997 als Arbeitsunfall anzuerkennen und zu entschÃ¤digen.

Der Beklagte beantragt, die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des SG
NÃ¼rnberg vom 14.10.2003 zurÃ¼ckzuweisen.

ErgÃ¤nzend wird auf die Verwaltungsakten des Beklagten, die Gerichtsakten erster
und zweiter Instanz, die Akte der BG fÃ¼r Gesundheitsdienste und Wohlfahrtspflege
sowie die Schwerbehindertenakten des Versorgungsamtes N. Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist zulÃ¤ssig, in der Sache aber nicht begrÃ¼ndet.

Das SG hat die Klage im Ergebnis zu Recht abgewiesen, denn das Ereignis vom
22.06.1997 stellt keinen Arbeitsunfall iS des Â§ 8 Abs 1 Siebtes Buch
Sozialgesetzbuch (SGB VII) dar. Die KlÃ¤gerin hat keinen Anspruch auf Leistungen
aus der gesetzlichen Unfallversicherung.

Streitig ist, ob das Ereignis vom 22.06.1997 einen Arbeitsunfall iS der gesetzlichen
Unfallversicherung darstellt. Â§ 8 Abs 1 Satz 1 SGB VII verlangt hierfÃ¼r einen
Unfall von Versicherten infolge einer den Versicherungsschutz nach Â§Â§ 2, 3 oder 6
begrÃ¼ndenden TÃ¤tigkeit (versicherte TÃ¤tigkeit). Es muss sich um zeitlich
begrenzte, von auÃ�en auf den KÃ¶rper einwirkende Ereignisse handeln, die zu
einem Gesundheitsschaden oder zum Tod fÃ¼hren (Â§ 8 Abs 1 Satz 2 SGG VII). Die
Anerkennung eines Arbeitsunfalles setzt dabei voraus, dass die versicherte
TÃ¤tigkeit und das Unfallereignis mit Gewissheit bewiesen sind. Dies bedeutet, dass
ein vernÃ¼nftiger, die LebensverhÃ¤ltnisse klar Ã¼berschauender Mensch keine
Zweifel an einem Unfallereignis haben darf (BSGE 23, 203, 207; Bereiter-
Hahn/Schieke/Mehrtens, Gesetzliche Unfallversicherung, 5.Aufl, Anm 10 zu Â§ 8 SGB
VII). Eine Tatsache ist bewiesen, wenn sie in so hohem Grade wahrscheinlich ist,
dass alle UmstÃ¤nde des Falles nach vernÃ¼nftiger AbwÃ¤gung des
Gesamtergebnisses des Verfahrens und nach der allgemeinen Lebenserfahrung
geeignet sind, die volle richterliche Ã�berzeugung vom Vorliegen der Tatsachen zu
begrÃ¼nden (BSGE 8, 59; 48, 285; 58, 80).

Nach Auffassung des Senats ist ein Unfallereignis und damit ein Arbeitsunfall iS der
gesetzlichen Unfallversicherung nicht nachgewiesen. Die unterschiedlichen
Schilderungen der unmittelbar Beteiligten des behaupteten Unfallvorgangs stehen
dagegen. Die KlÃ¤gerin hat stets behauptet, die schwergewichtige Patientin H. sei
beim Herausziehen bzw -heben aus der Badewanne ins Rutschen gekommen, ihr
mithelfender Kollege M. habe das Gleichgewicht verloren und sie habe die Patientin
und ihren Kollegen auffangen mÃ¼ssen. Auch habe sie â�� in kniender Position â��
die Patientin mit Hilfe ihres Kollegen wieder "hochstemmen" mÃ¼ssen. Beim
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Auffangen selbst habe sie einen stechenden Schmerz rÃ¼ckseitig in der LWS
verspÃ¼rt. Dem stehen die eindeutigen Aussagen der Zeugen H. und M. entgegen.
Frau H. bestÃ¤tigte in der Einvernahme vom 24.07.2001 ausdrÃ¼cklich, dass sie
von der KlÃ¤gerin und dem Pfleger im Bereich der Oberarme angefasst und nach
ein- oder zweimaligem Hin- und Herziehen Ã¼ber das abgeflachte RÃ¼ckenteil der
Badewanne direkt in ihren Rollstuhl gezogen und dann gesetzt worden sei. Sie
betonte ausdrÃ¼cklich, sie habe bei diesem Vorgang niemanden verletzt oder
berÃ¼hrt, insbesondere sei sie weder auf den Pfleger noch auf die KlÃ¤gerin
gestÃ¼rzt. Der Zeuge M. bestritt ebenfalls, dass die Patientin bzw er selbst auf die
KlÃ¤gerin gestÃ¼rzt seien. Auch sei die KlÃ¤gerin nach dem Hebevorgang nicht
zusammengesackt. Sie habe in der anschlieÃ�enden Arbeitszeit ihm gegenÃ¼ber
keine Schmerzen geÃ¤uÃ�ert. Allerdings kann er sich an eine SchmerzÃ¤uÃ�erung
der KlÃ¤gerin beim Herausziehen erinnern. Daraus lÃ¤sst sich entnehmen, dass ein
adÃ¤quates Unfallereignis aufgrund der Aussagen der unmittelbar anwesenden
Zeugen nicht bewiesen ist. Dies gilt insbesondere fÃ¼r den erstmals im
Klageverfahren, nicht aber in der persÃ¶nlichen ErklÃ¤rung der KlÃ¤gerin vom
02.05.1998 behaupteten Sturz ihrerseits.

Zur Ã�berzeugung des Senats kann es durch das Ereignis vom 22.06.1997 auch
nicht zu einem sogenannten Verhebetrauma gekommen sein. Vorauszuschicken ist,
dass Heben â�� auch schweres Heben â�� fÃ¼r sich allein kein Unfallereignis
darstellt, das geeignet ist, BandscheibenschÃ¤den zu verursachen
(SchÃ¶nberger/Mehrtens/Valentin, Arbeitsunfall und Berufskrankheit, 7.Aufl, S 532).
PlÃ¶tzliche und unerwartete Ã¤uÃ�ere Krafteinwirkungen, die unkoordiniert sind,
kÃ¶nnen zwar zu SchÃ¤den an der WirbelsÃ¤ule fÃ¼hren (aaO, S 530). Ein solches
Geschehen hat aber nicht stattgefunden. Zweifellos hat die KlÃ¤gerin beim
Herausziehen der Patientin eine vermehrte Kraftanstrengung leisten mÃ¼ssen.
Darauf war sie aber eingestellt. Sie hatte im Hinblick auf diesen Vorgang eine
gewisse Erwartungshaltung und vorbestehende Anspannung, so dass die Kriterien
einer unerwarteten Kraftanstrengung nicht erfÃ¼llt sind. Vielmehr stellt sich das
Herausziehen aus der Badewanne als normaler Bewegungsablauf dar. Es sind â��
insbesondere aufgrund der Zeugenaussagen â�� weder die Kriterien einer
extremen, von auÃ�en kommenden Gewalteinwirkung noch eine unerwartete
Kraftanstrengung erfÃ¼llt. Danach fehlt es fÃ¼r die Anerkennung von
Erkrankungen der WirbelsÃ¤ule an einem adÃ¤quaten Unfalltrauma. Dies lÃ¤sst
sich auch den gutachtlichen AusfÃ¼hrungen des Prof. Dr.S. , Dr.L. und Dipl.Med.W.
entnehmen. Die KlÃ¤gerin leidet unbestritten an einer Protrusion zwischen dritten
und vierten LendenwirbelkÃ¶rper (LWK) sowie einem Prolaps zwischen vierten und
fÃ¼nften LWK und zusÃ¤tzlich an einem Bandscheibenvorfall mit mÃ¤Ã�iger
Osteochondrose im Segment zwischen fÃ¼nften LWK und Kreuzband. UnabhÃ¤ngig
davon, dass es ungewÃ¶hnlich ist, dass bei einer Traumagenese eines
Bandscheibenvorfalls diese nicht nur ein, sondern sogar drei Bewegungssegmente
betrifft, ergeben sich keine Hinweise auf einen durch das Ereignis vom 22.06.1997
verursachten Bandscheibenvorfall an der LWS. Insbesondere liegen die von Lob
aufgestellten strengen Kriterien fÃ¼r die Diagnose eines traumatischen
Bandscheibenvorfalls nicht vor (Mehrhoff/Meindl/Muhr, Unfallbegutachtung, 11.Aufl,
S 228). Danach muss u.a. das angeschuldigte Ereignis nach Art, Richtung und
Schwere geeignet sein, einen Bandscheibenvorfall in entsprechender
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SegmenthÃ¶he zu verursachen und die Beschwerden mÃ¼ssen zur unmittelbaren
Arbeitsaufgabe nach dem Unfall zwingen. Bei einem frischen Bandscheibenvorfall
sind die damit verbundenen Beschwerden so erheblich, dass die Arbeit unmittelbar
eingestellt werden muss (Mehrhoff aaO, S 229). Dies hat die KlÃ¤gerin aber nicht
getan, sondern am Ereignistag weitergearbeitet. Es ist auch zu berÃ¼cksichtigen,
dass die KlÃ¤gerin bereits in frÃ¼heren Jahren an Bandscheibenprotrusionen der
HWS und BWS gelitten hat. Dies spricht fÃ¼r eine insgesamt individuelle reduzierte
Belastbarkeit des Bandscheibengewebes mit Neigung zu BandscheibenvorfÃ¤llen.
Im Auszug der Barmer Ersatzkasse findet sich bereits die Diagnose einer Ischialgie
mit ArbeitsunfÃ¤higkeit vom 16. â�� 22.10.1994. Im Februar 1995 war sie wegen
einer tiefsitzenden Lumbalgie in Behandlung. Auch der Allgemeinarzt Dr.W.
bestÃ¤tigt in seinem Arztbericht vom 25.11.1993, dass bei der KlÃ¤gerin ein LWS-
Syndrom bekannt war. Im Heilverfahren-Entlassungsbericht vom 06.04.1998 wird
auf einen Bandscheibenprolaps C 4/5 und Th 5/6 im Jahre 1993 hingewiesen. Dass
GesundheitsstÃ¶rungen an der LWS bereits bestanden, wird auch durch das CT vom
03.07.1997 untermauert. Hier fanden sich eindeutig knÃ¶cherne Reaktionen auf
einen bandscheibenbedingten VerschleiÃ�prozess im Bewegungssegment zwischen
fÃ¼nften LWK und Kreuzbein sowie auch angedeutet in den darÃ¼berliegenden
Bewegungssegmenten. Eine VorschÃ¤digung des Bandscheibengewebes ist daher
eindeutig nachgewiesen.

Dem Gutachten des Dr.N. vermag der Senat nicht zu folgen. Dr.N. berÃ¼cksichtigt
den bei der KlÃ¤gerin vorliegenden Vorschaden unzureichend. Nach dem
Beschwerdeverlauf ist nicht daran zu zweifeln, dass die Beschwerden der KlÃ¤gerin
an der LWS im Wesentlichen durch die vorbestehenden degenerativen
VerÃ¤nderungen bedingt sind. Sie sind typisch fÃ¼r ein degenerativ schicksalhaftes
Schadensbild an der LWS.

Nach alledem muss die Berufung der KlÃ¤gerin erfolglos bleiben.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG

GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision nach Â§ 160 Abs 2 Nrn 1 und 2 SGG
liegen nicht vor.

Erstellt am: 17.05.2005

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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